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V-28-002-2 Frieden für Israel und Palästina – Wir stehen zur Zweistaatenlösung

Antragsteller*in: Sven-Christian Kindler (Hannover RV)

Änderungsantrag zu V­28

Von Zeile 1 bis 5:
Wir bekennen uns zu der Zweistaatenlösung für einen dauerhaften Frieden zwischen Israel und den
Palästinensern. Die Anerkennung von ganz Jerusalem als Hauptstadt Israels durch Donald Trump
verurteilen wir aufs Schärfste. Wir fordern die künftige Bundesregierung auf, dies den USA gegenüber auch
zukünftig konsequent zu vertreten und hier durch die Anerkennung Palästinas ein deutliches Zeichen zu
setzen.

Ersetze Zeile 2-5 (nach “Wir bekennen uns zu der Zweistaatenlösung für einen dauerhaften Frieden
zwischen Israel und den Palästinensern.“) durch:

Wir kritisieren die Entscheidung der US-Regierung Jerusalem als Hauptstadt Israels anzuerkennen. Die
Entscheidung war außenpolitisch konzeptlos, zielte innenpolitisch auf Applaus bei seinen evangelikalen
Wähler*innen und nahm die darauf folgenden Spannungen in Kauf. Trump bezog sich zwar in seiner
Erklärung positiv auf die Zweitstaatenlösung und die durch eine Vereinbarung beider Seiten festzulegende
Grenze, lies aber offen was er unter Jerusalem als Hauptstadt versteht. Die Anerkennung West-Jerusalems
als Hauptstadt Israels durch Russland hatte zuvor im April kaum politische Beachtung gefunden.
Wir kritisieren ebenso die Entscheidung der Arabischen Liga Ost-Jerusalem und des Iran und der Türkei
Jerusalem als Hauptstadt Palästinas anzuerkennen. Wir erneuern unsere Kritik am Beschluss der UNESCO,
in dem versucht wird, die historischen jüdischen Wurzeln in Jerusalem zu leugnen.
Wir sind überzeugt, dass eine internationale Anerkennung der Hauptstädte von Israel und Palästina am
Ende und nicht am Anfang eines Friedensprozesses mit einer Zwei-Staaten-Lösung stehen sollte. Die
einseitige Anerkennung von Jerusalem als Hauptstadt oder Palästina als Staat gefährdet durch die
Schaffung diplomatischer Fakten den Friedensprozess.

Wir verurteilen auf Schärfste die massiven antisemitischen Äußerungen und Gewalt in Deutschland und
Europa. Für uns ist klar: Die Entscheidung der US-Regierung ist nicht die Ursache, sondern nur der
willkommene Anlass, um den antisemitischen Wahn nun offen ausagieren zu können. Wir fordern die
Bundesregierung auf, entschieden gegen diesen Antisemitismus in Deutschland vorzugehen. Es reicht
nicht, Antisemitismus in Sonntagsreden zu verurteilen, es zählen Taten. Wir fordern daher die Einrichtung
eines unabhängigen Antisemitismusbeauftragten im Kanzleramt, eine Bund-Länder-Kommission sowie die
dauerhafte Unterstützung und Finanzierung von zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen
Antisemitismus.

Begründung

Es ist nach Meinung der Antragsteller*innen nicht zwingend, dass sich die BDK im Vorübergehen mit dem
israelisch-palästinensischen Konflikt und Trump in einer V-Antragsdebatte beschäftigt. Wir wollen aber der
BDK die Möglichkeit geben, ggf. auf einer sachgerechten Grundlage zu beraten.
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weitere Antragsteller*innen

Volker Beck (Köln KV); Sebastian Brux (Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg KV); Lisa Badum (Forchheim KV);
Moritz Heuberger (Berlin-Kreisfrei KV); Alexandra Werwath (Bremen-Mitte KV); Felix Lütke (Duisburg KV);
Armin Bernsee (Frankfurt KV); Nils Kriegeskorte (Ennepe-Ruhr KV); Daniela Ehlers (Berlin-Lichtenberg KV);
Ottmar von Holtz (Hildesheim KV); Ricarda Lang (Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg KV); Jamila Schäfer
(München KV); Hermann Kuhn (Bremen-Mitte KV); Tobias Lindner (Germersheim KV); Anne Steuernagel
(München KV); Stefan Christoph (Regensburg-Stadt KV); Sebastian Hansen (Würzburg-Land KV); Dieter
Janecek (München KV); Annkatrin Esser (Berlin-Kreisfrei KV)
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